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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 4 R 119/06 B 

 

 

 
................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg, 
vertreten durch die Geschäftsführung, 
Bertha-von-Suttner-Straße 1, 15236 Frankfurt (Oder), 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Februar 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 13. Dezember 2005 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Zwischen den Beteiligten ist in der Hauptsache streitig, ob der Klägerin das Recht auf Rente 

wegen verminderter Erwerbsfähigkeit zusteht. Mit ihrem Begehren hatte sie im Verwaltungs-, 

Klage- und Berufungsverfahren keinen Erfolg. Mit ihrer Beschwerde wendet sie sich gegen die 

Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts (LSG) vom 13. Dezember 

2005. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Klägerin hat den allein geltend gemachten Zulassungs-

grund eines Verfahrensmangels, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 

Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>), nicht in der gebotenen Weise bezeichnet 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Die Klägerin rügt eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) durch das LSG. Auf 

einen solchen Verfahrensmangel kann sie die Beschwerde nur stützen, wenn sie sich auf einen 

den Anforderungen der Zivilprozessordnung genügenden Beweisantrag bezieht, dem das LSG 

ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG). Einen sol-

chen Beweisantrag hat sie in ihrer Beschwerdebegründung nicht benannt. 

 

Die Beschwerdebegründung entspricht damit nicht den gesetzlichen Anforderungen. Die Be-

schwerde ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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